eg er 
3 


Breslauer 


Abonnementspreis in Bredlau 9 Thlr., außerhalb incl. 
für den Raum einer 


Viertelſähriger 
rto 2 Thlr. 114 Sgr. Inſertionsgebüh⸗ 
nu vr en gelle in Retitibeih, 114 Car. 


Nr. 401. Mittag: Ausgabe, 


Preußen, 
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10. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. (28. Auguſt.) 

Eröffnung 11% Uhr. Die Tribünen find dollſtändig beſetzt. Am Miniſter⸗ 
tiſche der Finanzminiſter v. d. Heydt, Miniſterial⸗Director v. Philippsborn, 
Geb. Rath Kieſchke und andere Reg.⸗Commiſſare. 

Präſident v. Forckenbeck zeigt an, daß die Abg. Koch und Rauchhaupt 
in das Haus ein etreten und der 3. reſp. 5. Abtheilung zugewieſen ſind. Aus 
Leipzig iſt ein Telegramm der Herren Biedermann und Joſeph eingegangen, 
nach welchem über 400 Delegirte aus ganz Sachſen am 26. d. M. mit allen 

en 15 Stimmen für die Annexion Sachſens an Preußen ſich erklärt haben 
Bewegung). — Ferner hat der Lotterſe⸗Collecteur Gertig in Hamburg ein 
Schreiben an das Haus gerichtet, in welchem er, falls die preuß. Kammern 
nicht die Aufhebung aller Lotterien auf deutſchem Territorium belieben ſollten, 
das Aufgehen derſelben in die preußiſche empfiehlt, deren Ertrag für die Flotte 
beſtimmt fein ſolle (Heiterkeit). 

Der Präſident berichtet alsdann über die Ueberreichung der Adreſſe 
an Se. Majeſtät den König: „In Folge des in der letzten Sitzung mitgetheil⸗ 
ten Schreivens des Herrn Miniſter⸗Präſidenten begab ſich die Deputation 
Sonnabend um 2% Uhr in das königliche Palais. Se. Majeſtät empfingen 
daſeldſt die Deputation nur in Begleitung eines Flügel⸗Adſutanten und nicht 
in Gegenwart eines Miniſters. Nach einer kurzen Anrede meinerſeits, in 
welcher ich den Auftrag der Deputation darlegte und die allerunterthänigſte 
Bitte ausſprach, in Erfüllung meines Auftrages die Adreſſe verleſen zu dür 
fen, geſtatteten Se. Majeſtät die Verleſung der Adreſſe. Ich verlas dieſelbe 
und überreichte fie nach der Verleſung. Se. Majeſtät beauftragten mich dar⸗ 
auf ausdrücklich, für die Adreſſe, namentlich aber für die große Majorität, 
mit welcher dieſelbe votirt ſei, Seinen, des Königs, Dank dem Hauſe auszu⸗ 
ſprechen. Ich erfülle dieſen allerhöchſten Auftrag hiermit. 5 

Se. Majeſtät geruhten darauf in freier Rede die einzelnen Abſchnitte der 
Adreſſe zu beſprechen. Das Haus wird es gewiß würdigen, wenn ich nicht 

laube in der Lage zu ſein, den Inhalt dieſer königlichen Rede, die frei ge⸗ 
1555 wurde, nach individueller Auffaſſung hier von dieſer Stelle aus of: 
iell dem Hauſe mittheilen.“ (Zuſtimmung). . 

Vor dem Eintritt in die Tagesordnung erhält der Finanz⸗Miniſter 
b. d. Heydt das Wort: Ich habe dem Haufe gemeinſchaftlich mit dem Herrn 
Miniſterprändenten und dem Herrn Handeſsminiſter einige Vorlagen zu 
machen, die in der letzten Seſſion nicht zur Erledigung gekommen ſind. Sie 
betreffen zuerſt den Vertrag zwiſchen Preußen und Anhalt vom 
23. Juni 1965, die Fortdauer des Anſchluſſes des Herzogthums Anhalt an 
das Zoll⸗ und Steuerſyſtem Preußens; einen Vertrag zwiſchen Preußen, 
Baiern, Sachſen u. ſ. w. einerſeits und dem Großherzogthum Luxemburg 
andererjeit3 wegen Fortdauer des Anſchluſſes des Großherzogthums an das 
ſhen Pre des Zollvereins vom 20/25. October 1865; einen 83 wi⸗ 
chen Preußen, Hannover, Kurheſſen und Oldenburg für ſich und in Ver⸗ 
tretung der übrigen Staaten des Zollvereins einerſeits und der freien Stadt 
Bremen andererſeits, die Fortdauer des Vertrages wegen Beförderung der 

egenſeitigen Verkehrsverhälkniſſe betr. vom 17 December 1865, ſo wie den 
ertrag zwiſchen Preußen, Hannover, Kurheſſen, Oldenburg und der freien 
Stadt Bremen wegen fernerweiter Suspenſion der Weſerzölle vom 14. De⸗ 
zember 1855 den Vertrag zwiſchen Preußen und Sachſen⸗Coburg⸗Gotha 
wegen ferneren Anſchluſſes des Amtes Volkenrode an das Zoll und Steuer⸗ 
ſyſtem Preußens vom 15/17, Februar 1866. Ich ſtelle ergebenſt anheim ob 
nicht die Vorlagen vielleicht an die Commiſſionen für Finanzen und Zölle 
und Handel und Gewerbe gemeinſchaftlich zur Vorberathung überwieſen 
n 9 wenn nicht der kürzere Weg der Schlußberathung beliebt 

ollte. 

Das Haus ift mit der Ueberweiſ ung der Vorlagen an die bezeichneten 
Commiſſionen ee und tritt in die Tagesordnung ein, deren erſter 

ortſetzung der Wahlprüfung iſt, die in der Sitzung vom 


J) die Wahl des Landraths Degen für ungiltig zu erklären; 2) die Wahl 
des Dr. Schultz zu beanſtanden. 
Abg. Frenzel: M. H. Ich glaube, daß der Herr Abgeordnete, welcher 
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er ſonſt immer liberal gemäptt 
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feiner materiellen Berbältnifte we geweien fei, conſervativ zu 


fein laſſen, bei J. ehobenen Ge⸗ 
nung, da B durch bares dae. Wihlen S Maehät der 
onig die Stimme des Landes underfäljcht hören könne. (Bravo!) Trotz 
meiner feſten Ueberzeugung bon ber Ungiltigkeit dieſer Wablen enthalte ich 
mich eines beſtimmten Antrages, habe es aber für meine Pflicht en die 
Thatſachen zur Kenntniß des Hauſes zu bringen. (Bravo lints.) 8 
bg. Hauſchtek: M. H.! In der Abtheilung, welche dieſe Wahl ber 
handelt, dn ich auch egenwärtig geweſen, „Habe dort zwar den Herrn Ab⸗ 
geordneten Frenzel geſehen, aber nichts von ihm gehört. Ich ſpreche darüber 
mein Bedauern aus, denn wenn er jo ſchwere Veſchuldigungen hatte, wie er 
ſie beute vorgebracht hat, ſo hätte er das ſchon in der Abtheilung thun 
muſſen. (Widerſoruch.) Der Herr Abgeordnete Frenzel hat damit begonnen, 
men 1 mitzutheilen, was die Abtheilung als unerheblich bezeichnete, 
ch hätte alfo auch keine Beranlaſſung, darauf noch einmal zurückzukommen; 
erwähnen will ich aber, daß er auch in dieſer Desiehung dem eigentlichen 
ge ang nicht völlig treu geblieben iſt. Er hat von einer bei Gelegenheit der 
ht erſchienenen big geſprochen, die, trozdem fie ohne Angabe des 
Druckers herumging, keine Beanſtandung fand. Der Herr Landrath Schultz 
bat allerdings dem Polizei⸗Verwalter davon Anzeige gemacht, doch iſt welter 
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Mittwoch, den 29. Auguſt 1866. 


in der Sache nichts geſchehen, weil alle anderen damals erſchienenen Flug⸗] neuen vom Abg. Frenzel vorgebrachten Thatſachen Beweis zu erheben. 


ſchriften die vorſchriftsmäßige Angabe des Druckers hatten. (Heiterkeit.) Es 
iſt noch von der falſchen Eintheilung bei den Steuerliſten geſprochen; auch 
hierüber hat der Herr Lanvrath Schultz Erklärungen gemacht. Man iſt eben 
in Zweifel geweſen, welches Geſetz hiebei anzuwenden ſei, und hat endlich ge⸗ 
glaubt, nicht nach den Communalſteuern, 1 nach dem Verhältniß der 
Klaſſenſteuer die Liſten anlegen zu müſſen. Das iſt das, was ich thatſächlich 
zur Berichtigung anzuführen habe. a 

Im Uebrigen meine ich, im Gegenſatz zu meinem Herrn Vorredner, daß 
wir uns doch nicht des Rechnens enthalten können. Zwei Fragen liegen uns 
vor; einmal, haben ungeſetzliche Wahl⸗ Beeinfluſſungen ſtattgefunden, und, 
wenn fie ſtattgefunden, haben fie irgend einen Einfluß auf das Reſultat der 
Wahl gehabt? Was die Frage nach der Thatſache angeht, ſo glaube ich, daß 
eee überall ſtattfinden, ich glaube, ſie müſſen ſtattfinden 
(Heiterkeit). Die Regierung hat die pollſtändige Berechtigung dazu, und 
wenn wir heute (nach links gewendet) ein Miniſterium Ihrer Partei hätten, 
ſo würde das es ebenſo machen. (Lebhafter Widerſpruch links.) Es kommt 
clio nur darauf an, ob der Beamte, dem ſolche Beeinfluſſung Schuld gegeben 
wird, dabei feine Pflicht verletzt hat. In diefer Beziehung nun iſt dem Hrn. 
Abg. Schultz Verſchiedenes zugeſchrieben worden. Bezüglich des erwähnten 
Schreibens an den Schulzen, hat der Herr Landrath in der Abtheilung die 
Unvorſichtigkeit deſſelben anerkannt; es ſieht daſſelbe in der That wie eine 
. aus, aber auch hierüber hat Herr Schultz befriedigende 
Erklärungen abgegeben, die Herr Frenzel allerdings nicht berückſichtigt hat. 
Das Schreiben iſt gerichtet an den Schulzen Steer und die Worte lauten 
wirklich: „die Gemeinde hat zu wählen“, Mit dem Schulzen hatte er aber 
vorher geſprochen, er wußte, daß der Schulze liberal ſei — derſelbe hat auch 
liberal geſtimmt. Auf die Anfrage nun mehrerer Gemeindemitglieder, wenn 
ſie wählen ſollten, antwortete er ihnen, er würde ſie durch den Schulzen da⸗ 
von benachrichtigen. So iſt das Schreiben entſtanden. Es würde ſich alſo 
fragen, ob Sie gleichgiltig über alle dieſe Beweiſe hinweggehen können, und 
bloß, weil der Schein der Beeinfluſſung da iſt, die Thatſache als eine wirk⸗ 
liche annehmen wollen. — In dem Schreiben ferner des Polizei⸗Verwalters 
Müller heißt es nicht: „ſonſt würde Ihnen das ſehr ſchlecht bekommen“, ſon⸗ 
dern „es würde dadurch eine Zerſplitterung der Partei eintreten (Heiterkeit), 
und das würde Ihnen ſehr übel gedeutet werden.“ S Heiterkeit.) 
Dies Schreiben iſt von einem Conſervativen an einen Conſervativen gerichtet; 
es handelt ſich blos um eine Einigung hinſichtlich der Candidaten, nicht etwa 
darum, einen Liberalen von ſeiner Partei abtrünnig zu machen. Die Abthei⸗ 
lung hat nun angenommen, weil der Polizei⸗Verwalter in einem Bezirke 
ſolche Schreiben erlaſſen hat, müſſe man annehmen, daß er dies auch in an⸗ 
deren Bezirken gethan hat; die bezüglichen Wahlen müßten alſo alle für un⸗ 
giltig erklärt werden. M. H., eine Logik liegt darin nicht in dieſer Weiſe 
auf bloße Vermuthungen hin, Beſchlüſſe zu faſſen. RR 

Was das Schreiben an die Bank angeht und den „minifteriellen Auftrag“ 
darin, fo hat der Herr Landrath mit Bezug darauf, ob er dieſe Worte in 
dem Schreiben gebraucht, geſagt, „es wäre das feiner Anſicht nach unwahr; 
ſollte er es geſchrieben haben, jo begreife er ſich ſelbſt nicht“ (Heiterkeit). Aber 
ſehen Sie davon ab; ich halte es zunächſt für gleichgiltig, denn das Schreiben 
hal gar keinen Erfolg gehabt, eben jo wenig das Schreiben an den Gymna⸗ 
ſial⸗Director in Memel, denn ſämmtliche Lehrer des Gymnaſiums, fo weit fie 
überhaupt an der Wahl ſich betheiligten, haben fortſchrittlich gewählt. Dieſe 
Behauptungen fallen alſo gar nicht in Betracht. Es bleiben alſo nur die 
Wahlmänner bei der Rechnung in Betracht zu ziehen, welche durch den an⸗ 
geblichen Einfluß des Polizeiverwalters Müller gewählt ſind, das ſind im er⸗ 
ten Falle 5, im zweiten 2 5 im Ganzen 12, ſo doch nur 10, da 2 Wahl⸗ 
männer ſchon vor der Wahlmännerverſammlung zurückgewieſen ſind, ſo daß 
der Abgeordnete Schultz noch immer eine Stimme über, der Abgeordnete 
Degen dagegen allerdings eine Stimme unter der abſoluten Majorität hat. 

Es ſind nun heute eine Reihe von neuen Behauptungen aufgeſtellt; ich 
für meinen Theil halte es allerdings für weſentlich, dieſen Verdächtigungen 
nachzuforſchen. Deshalb geht mein Antrag dahin, die Wahl beider Ab: 
grorbneteu zu ar und weitere Nachforſchungen eintreten zu laſſen, 
aber nicht zur Belaſtung, ſondern zur Entlaſtung. 

Abg. v. Hennig: M. H. Ich kann nicht umhin, zunächſt mein großes 
Erſtaunen darüber auszudrücken, daß der letzte Herr Redner, der neulich 1 
Gelegenheit der Wahlprüfungen aus dem Wahlkreis Labiau⸗Wehlau mit 
fo ungeheurem Eifer für die Geſetzlichkeit bei der Vornahme der Wahlen eins 
trat, heute auf die Verletzung des Geſetzes ein ſo geringes Gewicht legt; ja, 
meine Herren, ich bin traurig davon überraſcht, zumal heute eine fo große 
Menge Ungeſetzlichkeiten vorliegen. — ch muß übrigens erklären, deß ich es 
für unſtatthaft halte, daß, wie von einem Redner erwähnt worden iſt, die Ab⸗ 
theilung vom Landrath Schultz auf Pflicht und Gewiſſen Erklärungen abge⸗ 
nommen hat, vom Landrath Schultz, der ſelbſt Angeklagter iſt und gegen 
den ſo ſchwere Beſchuldigungen vorliegen. Es ergeben ſich hieraus zweierlei 
Mißſtände: der Landrath Schultz wird hierdurch leicht veranlaßt, Thatſachen, 
die ihm nicht mehr genau in der Erinnerung ſind, abzuleugnen, und die uns 
gegenüberſtehende Par ei benutzt dieſe jedenfalls nicht ganz zuverläſſigen An⸗ 
gaben dazu, um uns den Mund zu ſtopfen. Jedenfalls kann ich für mich 
daraus nicht die Pflicht ableiten, mich an derartige Verſicherungen zu kehreu, 
— Gegen die Bemerkung des Herrn Abg. Grafen v. Weſtarp in der vori⸗ 
gen Sitzung des Hauſes, worin er uns ermahnt, uns doch zu verſöhnen, 
habe ich zu bemerken, daß ich über ſein ſo kurzes Gedachtniß echannen muß, 
da gerade die Partei, der er angehört, ſich jo unverſöhnlich bei den labiauer 
Wahlen gezeigt hat, bei Wahlen, die unzweifelhaft giltig waren (Heiterkeit 
rechts); ja, m. H., ich ſage unzweifelhaft giltig, denn die Majorität des 
Hauſes hates anerkannt (Heiterkeit); hiebei meine ich, hätte es dem 5 Gr. Weſtarp 
beſſer angeſtanden, den von ihm aufgeſtellten Grundſatz zuerſt ſelbſt zu bethäti⸗ 
gen. — Auch wir ſind ſehr gern bereit, uns zu verſöhnen; aber m. H., nicht 
um den Preis der Zerſtörung des freien Wahlrechts . Staatsbürger; 
wir haben gerade die Pflicht, alle ſolche ungeſetzlichen Beeinfluſſungen und 
Gewaltmaßregeln offen darzulegen; denn wir hören ja lange nicht Alles, was 
in dieſer Beziehung vorkommt; nur wenige Wähler haben den Muth, offen 
Proteſt zu erheben, da fie empfindliche Folgen für ſich fürchten müſſen. Es 
iſt deshalb unſere Aufgabe, dafür zu ſorgen, daß die Wähler nicht don der 
Willkür der Verwaltungsbeamten abhängig gemacht werden. — M. H. 
der Aeußerung des letzten Herrn Redners „daß die Regierung die Wahlen 
beeinfluſſen müſſe“ habe ich zu bemerken, daß auch Herr v. Gerlach ſchon 
einmal eine ähnliche Aeußerung gethan: Die wahre Freiheit bertrage ſich 
wohl mit gehöriger Beeinfluſſung. muß hingegen anführen, daß das 
Ministerium aus der altliberalen Partei, der der geehrte Hr. Vorredner an 
gehört, keine Wahlbeeinfluſſungen für nöthig gehalten, ſondern im Gegen: 
theil die Beamten davor gewarnt hat. Was nützt denn auch der Staatsregie⸗ 
rung eine durch ſolche Gewaltmaßregeln zuſammengebrachte Volksvertretung? 
Bir haben es ja früher geſehen: als das Miniſterium Weſtphalen geſtürzt 
mar, da jubelte das ganze Land freudig auf (Beifall links, Widerſpruch und 
Unterbrechung vnn der rechten Seite). Daß Sie mir, m. H., (nach rechts 
gewandt) widerſprechen würden, davon war ich ſchon vorher überzeugt; 
nichts deſto weniger habe ich aber doch Recht bini ja, ich wiederhole 
es, man freute ſich über die glückliche Befeitigung des Ministeriums. — 
Wenn nun der Abg. Graf Weſtarp ſogar den Kampf von doc 94 dun 
in die Debatte hineingezogen hat, indem er meinte, man müſſe doch bei den 
Wahlprüfungen verföhnti fein, da ja am Tage nach der Schlacht die Wahl 
handlung ſtattgefunden, jo acceptire ich dieſe Berufung beſtens, aber in etwas 
anderer Weiſe. Es ift dies gerade eine Erinnerung an die Pflicht, die wir 
gegen diejenigen unſerer Mitbürger haben, die vor dem Feinde ſtanden und 
ihr Blut freudig für das Vaterland vergoſſen; ſa, meine Herren, dieſen ge⸗ 
genüber haben wir die heilige Pflicht, dafür zu ſorgen, daß ihnen, während 
ſie uns gegen den äußeren Feind vertheidigten, nichts von ihren inneren 1 — — 
bürgerlichen Rechten verloren gehe. (Lebhaftes Bravo links.) — Die Herren 
von jener Seite haben nun durch allerlei geſchickte und ungeſchickte Wendun⸗ 
gen die Vertheidigung der Herren Landräthe zu führen verſucht; aber fie 
konnten dabei höchſtens die vorliegenden Thatſachen beſchönigen, wegleugnen 
konnten ſie keine einzige. Wenn Ihnen aber, meine Herren, (nach rechts ge⸗ 
wandt) wirklich ernſtlich zu thun it um die Aufrechterhaltung der Freiheit der 
ee Io * Sie für die Ungiltigkeit beider 

ravo Inks. 

Der Präſident verlieſt darauf den vom Abg. Hauſch teck eingebrach⸗ 
ten Antrag, 9 dahin geht, beide Wahlen zu beanſtanden, um über d 


ahlen ſtimmen? 


Der Antrag wird hinreichend von der conſervativen und der altliberalen 
Fraction unterſtützt. h a 

Abg. Achenbach: M. H. Meiner Meinung nach kommt es bei der 
vorliegenden Frage darauf an, die vorliegende Angelegenheit zu entkleiden 
aller oratoriſchen Arabesken, Floskeln und Klauſeln und die nackten Thatſachen 
u betrachten. — Ich muß auch vor dem Hauſe und dem ganzen Lande con⸗ 
ſtatiren, daß nicht dieſe (rechte) Seite des Hauſes es war, die derartige An⸗ 
gele enheiten vor das Haus brachte und mit folder Heftigkeit verhandelte. — 

ae ſich hier ja einfach um ein paar Erlaſſe eines Landraths, durch 

welche Wahlbeeinfluſſungen ausgeübt ſein ſollen; er hat aber einfach nur an 
die Gymnaſiallehrer und Bankbeamten ein Verzeichniß conſervativer Wahl⸗ 
männer zur gefälligen Kenntnißnahme mitgetheilt. Soll denn, m. H., der 
Behörde das Recht genommen werden, ſo zu handeln, um das Intereſſe der 
herrſchenden Regierung zu ſtützen, was doch ihre Pflicht iſt? (feiter⸗ 
keit links). Wenn eine Androhung noch dazu geſetzt worden wäre, 
dann wäre die Sache etwas anderes. Ich kann in einem ſolchen Ver⸗ 
fahren keine Beeinfluſſung ſehen; ich finde aber er eine Beeinfluſſung darin, 
wenn ein Central⸗Wahl⸗Comite, beſtehend aus angeſehenen Männern, Comite's 
im ganzen Lande conftituirt, um gewiſſe Schlagwörter, wie „Wiederwahl“, 
zu verbreiten und das herrſchende Regierungs⸗Syſtem zu verdächtigen (ſehr 
große Heiterkeit links); ich nenne es ferner eine Wahlbeeinfluſſung, wenn man 
die Parole . „Wählt die nicht; es ſind ja Pfaffen, Junker oder Reac⸗ 
tionäre.“ — Meine Herren, ich kämpfe auch für die Freiheit der Wahlen 
(Hört! hört!) und ich geſtehe offen, daß man allerdings die Form des Erlaſſes 
des Landraths Schultz bei ruhiger Ueberlegung als Wahlbeeinfluſſung anſehen 
kann. Wenn man nun auch annehmen wollte, daß dies auf die Wahlen 
ſelbſt Einfluß haben könnte, jo könnten höchſtens zehn Wablmännerwahlen für 
ungiltig erklärt werden; und dann haben beide Abgeordnete noch die abſolute 
Majorität. — Was nun die neuen, heute vorgebrachten Bedenken betrifft, fo 
können dieſelben höchſtens zu einer Beanſtandung der Wahlen veranlaſſen, 
um die Beweiſe dafür herbeizubringen. — M. H. Ich glaube überhaupt, 
daß dieſer Augenblick nicht dazu angethan iſt, um viel über ſolche kleinliche 
Sachen zu ſprechen, wo uns doch ſo viele wichtigere Sachen vorlie en. (Bravo 
rechts, Widerſpruch links.) 

Der Präſident verlieſt darauf den vom Abg. v. Hennig eingebrachten 
Antrag: „Im Falle der e der beiden frag ichen Wahlen 
auch die 7 5 der Abtheilung bezeichneten 16 Wählmänner-Wahlen für ungil⸗ 
tig zu erklären. 

er Antrag wird hinreichend unterſtützt. — Ein auf Schluß der Debatte 
lautender Antrag wird abgelehnt. 

Abg. Elven: M. H.! Ich bin allerdings noch homo novus im Hauſe, 
und es iſt mir deshalb die frühere Praxis des Hauſes bei den Wahlprüfuns 
gen und der Conſtituſrung des Hauſes unbekannt. Aber, m. H., das kann 
ich verſichern, daß ich es für abſolut unmöglich gehalten habe, daß ſolche 
Wahlbeeinfluſſungen, wie ſie uns hier vorliegen, überhaupt vorkommen könn⸗ 
ten. Was ich aber für noch viel auffälliger halte, iſt das, daß ſolche Beein⸗ 
1 bier im Haufe Vertheidiger finden. (Sehr wahr! links.) M. H.! Ich 
will die einzelnen Punkte nicht wiederholen, will Sie auch nicht an andere 
bekannte Thatſachen erinnern. Wir wiſſen ja Alle, daß man von jener Seite 
Flugblätter ꝛc. verbreitet hat, durch die man in öffentlicher Weiſe Mißachtung 
gegen die Majorität dieſes Hauſes zu erregen ſuchte; und da fand ſich kein 
Staatsanwalt, der dagegen einſchritt; während wir ja auch wiederum alle wiſſen, 
daß man Meinungsäußerungen von unſerer Seite mit etwas ſchärferen Augen be⸗ 
trachtet. (Sehr wahr.) M. H.! Das find bekannte Thatſachen. — Die Exceſſe, die uns 
heute vorliegen, ſtehen damit in engſter Verbindung; oder glauben Sie wobl, daß die 
ſelben vereinzelt daſtehen? Nein, dieſelben repräfentiren ein vollkommenes 
Spftem; und wenn die Inhaber der Macht und Gewalt auf dieſem Wege 
erſt wandeln, glauben Sie da nicht, daß dieſelben dann auch die Kühnheit 
haben, alle Conſequenzen zu verfolgen? Denn es gehört in der That ein 
großer Muth eines freien 
zu widerſtehen. — Was fpı 
ſo behauptet der Brieſſchreiber alfo, damit nur einen Rath gegeben zu haben, 
wenn auch in etwas mißrathener Form. (Heiterkeit) Nun, m. H., ich glaube, 
daß Jeder, der leſen und Geleſenes verſtehen kann, nichts anderes darin fin⸗ 
den kann, als einen ordonnanzmäßigen Befehl. — Das andere Schreiben 
aber, worin es heißt „in minifteriellem Auftrage“ ꝛc, enthält einen ſchnöden 
Amtsmißbrauch. (Bravo.) Wie kann ſich ein Landrath derartiges unterfan⸗ 
gen? — Der Herr Schultz war ſich deſſen auch wobl bewußt, er wußte 
wohl, daß er ſo nicht ſchreiben durfte, und machte deshalb bei ſeiner Verneh⸗ 
mung den ſchweren Beſchuldigungen gegenüber lauter leere Ausflüchte, wie 

B.: „das kann ich ja nicht geſchrieben haben; wie iſt das mög ich?!“ ꝛc. 
M. H., jo viel ſteht feſt, in dem, was ſchon bewieſen iſt, liegen Wahlbeeinfluſſ ungen 
in eclatanteſter Weile zu Tage. — Wenn nun von jener Seite behauptet wird, 
Wahlbecinfluſſungen müßten ſtattfinden, jo erlauben Sie mir aber die Beſchränkung 
beizufügen: „ſoweit ſie ſich mit der Moral und Sittlichkeit vertragen“; die Beeins 
Kakao; mit denen wir es hier zu thun haben, haben aber mit einer fols 
chen Auffaſſung nichts gemein. — Ein anderer Redner verſuchte zu behaup⸗ 
ten, daß unſere heutige Verhandlung ja über ſo unwichtize und nichtige 
Sachen ſich erſtrecke, daß eine weitere 

meine Herren, ich frage Sie: Iſt die Zuſa nmenſezung dieſes Hauſes etwa 
eine ſo gleichgiltige und 1 8970 ache? Und ſollte ſich das Land etwa nicht 
dafür interefjiren, daß wir dafür ſorgen, daß das Haus in der Lauterkeit ers 
halten werde, auf die es Anſpruch hat? Deshalb muß das Haus auch bei 
der Prüfung der Legitimität ſeiner Mitglieder mit der größten Sorgfalt zu 
Werke gehen, und die Wahlen der beiden Abgg. Schultz und Degen für 
ungiltig erklären, da dieſelben vom Geſichtspunkte der Moral und des Rech⸗ 
tes aus nicht als giltig angeſehen werden können. (Bravo links.) 

Es wird darauf der Antrag auf Schluß der Debatte geſtellt und an⸗ 
genommen. 

Ref. Abg. Lette: M. H.! Geſtatten Sie mir, auf einige mir gemachte 
Vorwürfe kurz zu erwidern. Zunächſt habe ich die Aeußerungen des Abg. 
Dr. Schulz nicht erwähnt, weil es unerheblich war in Bezug auf die vorlie⸗ 
De Anträge. Wenn mir vorgeworfen wird, daß meine Berechnungen 
alſch ſeien, ſo mache ich nur darauf aufmerkſam, daß die Genauigkeit meiner 


u Angaben 1 conſtatirt iſt. 


Es folgen nach 
Abg. N 
dadurch verletzt, daß ich meinen Bericht nicht in der Abtheilung vorgebracht, 
exwidere ich, daß ich hier nichts vorgetragen habe, als was in dem Proteſt 
liegt, und ausdrücklich erklärt habe, daß mir die ſonſtigen Angaben erſt jpäter 
zugegangen find; zur Auskunft wäre ich jederzeit bereit geweſen. Wenn der 
Herr Abgeordnete ferner behauptet, ich ſei nicht wahrheitsgetreu in meinen 
ngaben, fo kommt er darauf wohl nur aus der Verſchiedenheit ſeiner und 


chluß der Debatte perſönliche Bemerkungen. 


meiner Schlüſſe daraus. Den Vorwurf der Phraſenhaftigkeit weiſe ich ente 


ſchieden zuruck und überlaſſe es dem Haufe zu beurtheilen, wer mebr That⸗ 
ſachen beigebracht hat, ich oder Herr — 

Abg. Lette: Gegen den Herrn Abgeordneten v. Hennig muß ich bemer⸗ 
ken, 5 die Erklärungen des Abg. Schultz in keiner Weiſe provocirt wor⸗ 
den ſind. 

Abg. v. Gerlach: Der Herr Abg. v. Hennig hat eine Aeußerung des 
Herrn d. Gerlach falſch citirt; er foll geiagt haben: die wahre Freiheit ver⸗ 
trage ſich ſehr wohl mit Beeinfluſſungen. Da ich ein Verwandter des Hrn. 


v Gerlach bin (Heiterkeit), muß ich bemerken, daß Herr v. Gerlach geſagt 


hat, wahre Freiheit ſei nicht denkbar ohne gehörige Beeinfluſſungen. 

Präſ, v. Forckenbeck weiſt das als perſönliche Bemerkung zurück. 

Ein Abg. der Rechten wendet ſich noch gegen die Aeußerung des "2 
v. Damit über ein hervorragendes Mitglied des liberalen Miniſteriums. Er 
habe perſönlich die Er rang gemacht, daß dieſe Aeußerung nicht 
richtig iſt. (Große Heiterkeit. Glocke des Präſidenten.) Er conſtatire, daß 


er die perſönliche Beobachtung gemacht habe (Heiterkeit), daß von jenem k 


Mitgliede Beeinfluſſungen der Wahlen für nöthig erachtet wurden. 
täfident v. Forckenbeck entzieht dem Redner das Wort. 

Abg. v. Hennig: habe die Aeußerung, die mir der geehrte Herr Abg. 
Lette zuſchreidt, gar nicht abe wie dies der ſtenographiſche Bericht ergeben 
wird. In Betreff der 115 ichen Bemerkung über dern d. Gerlach bemerke 
ich, daß ſeine Worte alſo lauten 


Präſ. v. Fordenbed: Das iſt keine perſonliche Bemerkung mehr, 


kannes dazu, ſolchen Maßregeln gegenüber noch 
as ſpeziell das Schreiben des Landrath Schultz betrifft, 


Ausdehnung ſich gar nicht lohne. Nun, 


Frenzel: Dem Vorwurf des Abg. Hauſchteck, ich hätte meine Pflicht 
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Abg. Richthafen (ur Geſchäftsordnung). Der Vorredner hat Inſinua⸗ 
tionen zurückzuweiſen, die ſo usterbrochen werden; ich wünſche — 

Präſ. v. Forckenbeck: Das gehört nicht bierher. 

Nach einer längeren Debatte zur Frageſtellung, in der Abg. Simſon zu⸗ 
erſt die Beanſtandung, Arb, Waldeck ob die Wahl ungiltig, Graf Bethuſy 
den Commiſſionsantrag erledigt wiſſen will, wird der Vorſchlag des Abg. 
Waldeck angenommen. 

Bei der Abſtimmung werden darauf die Wahlen der Abgg. Degen, Dr. 

f Schultz und der 16 Wahlmänner für ungiltig erklärt. 

Say Abg. Wolf berichtet darauf für die 2. Abtheilung über die Wahlen des 
Kreiſes Spremberg, welche auf ſeinen Antrag für giltig erklärt werden. 
1 Abg. Heiſe ſtellt den Antrag, die Tagesordnung dahin abzuändern, daß 
1 zunächſt die Geſetzvorlagen berathen, die Wahlprüfungen verſchoben werden. 
ER: Abg. Hagen erklärt, daß er nur noch wenig für die zweite Abtheilung 
0 zu berichten habe. 

Abg. Graf Schwerin bittet auf die ſchon längere Zeit anweſenden Re⸗ 
gierungscommiſſarien Rückſicht zu nehmen. 

Der Antrag des Abg. Heiſe wird angenommen und das Haus geht zum 
zweiten Gegenſtand der Tagesordnung über: Mündlicher Bericht der ver⸗ 
einigten Commiflionen für Zölle und für Handel und Gewerbe über den von 
der königlichen Staatsregierung mittelſt Allerhöchſter Ermächtigung vom 8. 
Auguſt c. den beiden Häuſern des Landtages zur verfaſſungsmäßigen Zu⸗ 
ſtimmung vorgelegten Schifffahrtsvertrag zwiſchen Preußen und England vom 
16, Auguſt 1865. Der Antrag des Berichterſtatters, Abg. Roepell, geht 
dahin, 1) die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung zu dem Vertrage zu ertheilen, 
und 2) die vor derſelben erfolgte Publication deſſelben in der Geſetzſammlung 
für entſchuldigt zu erachten. 

Nach kurzer Motivirung deſſelben wird er ohne Discuſſion angenommen. 

Der dritte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Bericht der bereinigten 
Commiſſionen für Finanzen und Handel über den Handelsvertrag zwi⸗ 
ſchen dem Zollverein und Italien vom 31. December 1865. 

Der Antrag des Berichterſtatters, Abg. Michaelis, iſt analog dem vo: 
rigen Antrage und wird ebenfalls ohne Discuſſion angenommen. 

Der vierte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der mündliche Bericht der 
Commiſſion für die Geſchäftsordnung über die Fortdauer des Mandats des 
mit der Civil-Verwaltung in Naſſau u. ſ. w. beauftragten Abg. v. Patow. 
Auf den Bericht des Abg. v. Rönne wird die Fortdauer des Mandates vom 
Hauſe anerkannt. 


ordnung in Betreff der Veräußerung von Geſchützen und dergl. 
Der Antrag des Referenten, Abg. Lasker, geht dahin, 1) der Verord⸗ 
nung die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung zu ertheilen: 2) dem folgenden Ent: 
wurf eines Geſetzes die Zuſtimmung zu ertheilen: Geſetz⸗ Entwurf 


von Geſchützen und dergl. betreffend. g 

Wir Wilhelm von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc., verordnen 
unter Beiſtimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: Einziger Para⸗ 
grapb. Die Verordnung vom 13. Mai 1866, das Verbot der Veräußerung 
ton Geſchützen und dergl. betreffend, (Geſetzeammlung 1865, Seite 226.) tritt 
mit dem 15. September 1866 außer Kraft; 3) die Anträge zu 1 und 2 un⸗ 
trennbar zu erklären. N 

Ref., Abg. Lasker, ſetzt die Entſtehungsgeſchichte der Verordnung aus⸗ 
einander, prüft die Verfaſſungsmäßigkeit derſelben an den einzelnen Poſtulaten 
des Art. 63 der Verfaſſung und erkennt ſie überall an. In Betracht des 
materiellen Theiles der Verordnung, ſo verbiete dieſelbe nicht nur die Aus⸗ 
fuhr, ſondern auch den Abſchluß von Lieferungsverträgen und es würden die 
Strafbeſtimmungeu analog denen des Strafgeſetzbuches aufgeſtellt. Selbſtver⸗ 
ſtändlich müſſe die Regierung ſich auf das Nothwendige beſchränken. Da aber 
der Wortlaut der Verorenung die Ausfuhr von Geſchüß u. ſ. w. für unbe⸗ 
ſtimmte Zeit verbiete, fei er zu dem zweiten Antrage gekommen, die Verord⸗ 
8 durch Geſetz aufzuheben. 
N Von dem Abg. Holzapfel und Gen. iſt folgendes Amendement einge⸗ 
gebracht: ſtatt der vom Referenten vorgeſchlagenen Faſſung den einzigen Pa⸗ 
ragraphen des Geſetz⸗Entwurfes fo zu formuliven: „Die 


ſetz enthaltende Stück der Geſetzſammlung in Berlin ausgegeben wird.“ 
Der Regierungs⸗Commiſſar, Geh. Ober⸗Juſtizrath Pape: Auch nach 
den Intentionen der königl. 5 ſollte die Verordnung vom 13. 
Mai d. J. nur von vorübergehender Geltung ſein. Der letzte Zeitpunkt 
iſt aber bis jetzt noch nicht n es ſteht auch dahin ob der Friede bis 
um 15. September dieſes Jahres ratificirt fein wird. Dem zu Folge kann 
ſich die Stagats⸗Regierung nicht verpflichten, die Verordnung ſchon bis zum 
15. September außer Kraft zu ſetzen. Dagegen hat fie gegen den Antrag 
des Abgeordneten Holzapfel und Genoſſen nichts einzuwenden, namentlich 
auch, weil dieſer Antrag nicht ausſchließt, daß die Verordnung bereits frü⸗ 
8 ber aufgehoben wird. Namens der königl. Staatsregierung bin ich zu der 
Erklärung ermächtigt, daß, wenn der letztere angenommen wird, die Publi⸗ 
cation der Aufhebung dieſer Verordnung ebenſo wie des Ausfuhrverbots ſofort 
nach Ratification des Friedens erfolgen wird. 

Es wird darauf der § 1 einſtimmig, ebenſo, ohne Discuſſion, der $ 2 des 
Geſetzentwurfes mit dem Amendement Holzapfel angenommen, nachdem der 
Ahg. Lasker feine geffung zurückgezogen. 

Es wird der § 3 des Entwurfs und ſchließlich der ganze Entwurf mit 
großer Majorität angenommen, 
Schluß der Sitzung um 2% Uhr. Nächſte Sitzung Sonnabend 10 Uhr. 

t Tagesorb nung: Vereidigung der neu eingetretenen Mitglieder, die Vorlage, 
betreffend die Ertbeilung der Indemnität). 

O. K. C. [Die Commiſſion für das Genoſſenſchaftsweſen.] 
Tie Commiſſion des Abgeordnetenhauſes zur Prüfung des von dem Abg. 
Schulze (Berlin) als Antrag eingebrachten Geſetzentwurfs, betreffend die 
privatrechtliche Stellung der auf Selbibilfe beruhenden Erwerbs⸗ und Wirth⸗ 
ſchafts⸗Genoſſenſchaften, hielt am Montag Abend ihre erſte Sitzung ab. Als 
Vertreter des Staatsminiſteriums waren erſchienen der Geheime Rath Eck 
für das Handelsminiſterium und der Geh. Rath Herzbruch für das Juſtiz⸗ 
Miniſterium. ! 

Der Ref., Abgeordneter Lasker, erklärte ſich in längerer Ausführung 
- mit den Principien des Geſetzentwurfs vollkommen einverſtanden und wies 
gaaauch die Bedürfnißfrage als durchaus vorhanden nach. Die Regierungs⸗ 

Commiſſarien erklärten namens der Staatsregierung, daß ſie ſich zunächſt 
auf eine Debatte nicht einloſſen könnten; fie erſuchten vielmehr die Commiſſion 
von einer Berathung der Vorlage zunächſt abſtehen zu wollen, da die Staatd: 
Regierung in der allernächſten Zeit einen darauf ee Geſetzentwurf 
3 übereinſtimmend mit dem in der vorigen Seſſion dem Herren⸗ 
auſe vorgelegten Entwurf), einbringen werde. 
Der Antragſteller Schulze (Berlin) erwiderte, daß dieſer Gegenſtand ihn 
gerade um fo mehr veranlaſſen müſſe, auf ſeinem Geſetz⸗Entwurfe zu behar⸗ 
ren, damit die Regierung die Principien kennen lerne, die das Abgeordneten 
haus in einem derartigen Geſetze zum Ausdruck gebracht haben wolle. Er 
Bitte deshalb, die Berathung möglichit zu beſchleunigen, damit das Geſetz vor 
Schluß der Seſſion noch zur Verathung im Plenum kommen könne. 
Di.ie Regierungs Commifjarien erklärten, wiederholt, daß fie ſich für heute 
in eine materielle Debatte nicht einlaſſen könnten, jedoch weitere Informatio⸗ 
nen von ihren reſp. Chefs einholen würden. . 

Eine weitere Debatte fand in Folge deſſen nicht ſtatt und es wurde eine 
neue Sitzung auf Mittwoch, Vormittag 10 Uhr, anberaumt. 

Der in der vorigen Seſſion von der Staatsregierung dem Herrenhauſe 
vorgelegte Geſetzentwurf unterſcheidet ſich von dem des Abgeordneten Schulze 
dadurch, daß in der Regierungs⸗Vorlage ein Oberaufſichtsrecht der Oberprä: 
ſidenten über die Genoſſenſchaften ſtatuirt wird, während der at Schulze 
dieſes Oberauſſichtsrecht, als die freie Bewegung der Genoſſenſchaften bem⸗ 
mend, ausgeſchloſſen haben will. Im Uebrigen ſtimmen beide Entwürfe faſt 
wörtlich überein. — Die Commiſſion iſt deshalb auch in Uebereinſtimmung 
mit dem Antragſteller darüber einig geworden, den Entwurf der Staats⸗ 
regierung ihrer Special⸗Discuſſion zu Grunde zu legen, da fo die Differenzen 
der beiden Entwürfe am beſten zu Tage treten würden. N 

O. K. C. [Die Budgetcommif 105 t geſtern Abend den Bericht 
5 Er Referenten, Abg. Tweſten, über die Ertheilung der Indemnität für 
die Jahre 1862—1865 und eines Credits von 154 Millionen Thaler für das 
Jahr 1866 feßgeſtellt. Außerdem erledigte ſie zwei Petitionen, eine, auf Ge⸗ 
Hbaltserböhung der Kreisgerichtsſecretäre gerichtete, durch motivirte Tagesord⸗ 
nung; eine andere, betr. die Miethsentſchädigung für Landwehrfrauen durch 

einfache Tagesordnung. 

Berlin, 28. Auguſt. [Amtliches.] Der bisherige Kreisrichter Sarra⸗ 
3 Meſeritz iſt zum Rechtsanwalt bei dem Kreisgericht in Gardelegen und 

zum Notar im 

mit Anwelſung ſeines Wohnſitzes in Gardelegen, ernannt worden. — De 
ge Gexichts⸗Aſſeſſor Lebin in Berlin iſt zum Rechtsanwalt bei dem 

richt in Cammin und zugleich zum Notar 

80 big zu E 6 f A feine 

des Kreiſes er praktiſche Arzt ꝛc. Dr. 
hard Stre 
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Der fünfte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der 8 über die Berr|von höͤchſter Stelle ausgeht. 


5 über die milie wieder zu wirken. 
Aufhebung der Verordnung vom 13. Mai 1866 das Verbot der Veräußerung] Politik nunmehr erreicht, zeigt ſich bereits willfährig, in die gedachte 


13. Mai 1866 tritt mit dem Tage außer Kraft, an welchem das, dieſes Ge⸗ wir ſeitens der deutſchen Nachbarſtaaten erfuhren. 


Departement des Appellationsgerichts zu Magdeburg, 


5 Departement des Appel: 
Wohnſitzes in Cammin, er: | 


e e e e 


2232 
— Die Berufung des erſten Lehrers an der höheren Bürgerſchule und dem 
rogymnaſium in Bochum, Maximilian Joſeph Kork, zum Rector des Pro: 


ymnaſiums in Dorſten iſt gene 1165 
Das dem Chemiker Dr. H. Dullo in Berlin unter dem 15. Juni 1865 


ertheilte Patent auf ein Verfahren, Thonerde aus kieſelſaurer Thonerde (Thon) 
mittelſt Natron und Kalk darzuſtellen, iſt aufgehoben worden. (St.⸗Anz.) 

[Der Kronprinz und die Frau Kronprinzeſſinl werden 
erſt zu den Einzugsfeierlichkeiten unſerer Truppen vom Schloſſe Erd⸗ 
mannsdorf nach Berlin zurückkehren. Wie wir an beſter Stelle hören, 
erfolgt der Einzug ſpäteſtens am 15. September. 

[Im Abgeordnetenhauſel wird angenommen, daß der Schluß 
der Landtags⸗Seſſion, falls nicht unerwartete Zwiſchenfälle eintreten, 
ſchon bis zum 8. September zu ermöglichen ſein werde. Der baldige 
Schluß liegt im allſeitigen Intereſſe um ſo mehr, als im November 
bereits die regelmäßige Seſſion beginnen ſoll. 

[Der Kurfürſt von Heſſen! hat nach der Rückkehr feines Adju- 
tanten, Major v. Eſchwege, aus Berlin das koͤnigl. Schloß in Stettin 
ſofort verlaſſen und iſt in das dortige Hotel de Pruſſe gezogen. Der 
Geh. Hofrath im königl. Hofmarſchallamt, Bußler, iſt heute Mittag 
zur Regulirung dieſer Angelegenheit nach Stettin gereiſt. Der frühere 


kurheſſiſche Miniſter v. Baumbach iſt am Sonnabend Abend von Stettin]? 


wieder hier eingetroffen und hat ſich heute, nach einer wiederholten Un⸗ 
terredung mit dem Miniſterpräſidenten Grafen Bismarck, nach Kaſſel 
zurückbegeben. Der Legationsrath Weyrauch iſt ſchon am Sonntag dort⸗ 
hin vorausgegangen. 

[Annäherung Preußens an Oeſterreich.] Das ſlawiſch⸗ 
föderaliſtiſche Organ in Wien, die „Zukunft“, ein Blatt, deſſen Ver⸗ 
bindungen weit hinaufreichen, obgleich es im großen Publikum wenig 
bekannt iſt, bringt folgende Original-Mittheilung: „Die Anzeichen einer 
Wiederannäherung Preußens an Oeſterreich haben in den letzten ſich be⸗ 
deutend gemehrt. Sie erſcheinen um ſo gewichtvoller, als die Initiative 
zur Wiederanknüpfung freundlicher Beziehungen mit Oeſterreich in Berlin 
Gleich nachdem der Koͤnig nach Berlin 
zurückgekehrt war, begannen die in früheren Zeiten ſchon öfter ange⸗ 
deuteten Oeſterreich freundlichen Einflüſſe innerhalb der königlichen Fa⸗ 
Auch Bismarck, nachdem er die Ziele ſeiner 


Richtung einzulenken. Obgleich nun in Wien Bismarck wohl immer 
eine persona ingrata bleiben wird, dürfte dieſer Umſtand doch nicht 
der oben erwähnten Annäherung der beiden Höfe im Wege ſtehen. Die 
Hauptmotive hierfür dürften für Berlin darin liegen, daß man Ange⸗ 
ſichts der möglichen Eoentualitäten in Frankreich, die durch Napoleons 
wankenden Gefundheitszuftand ziemlich nahe gerückt find, ſich für alle 
Fälle ſichern will, ſowie ferner darin, daß man die franzöſiſchen An⸗ 
nexionsbeſtrebungen deſto erfolgreicher paralyſiren könne. j 

[Die Stellung Limburgs zu Deutſchland] Den officiellen Par⸗ 
laments⸗Annalen zufolge antwortete der niederländiſche Miniſter, Graf von 
Cuylen auf eine bezügliche Anfrage des limburger Abgeordneten van der 
Maeſe de Sombreff in einer der letzten Sitzungen der Generalſtaaten u. A.: 
er ſei immer der Meinung geweſen, daß die Löfung des Verhältniſſes zwi⸗ 
ſchen Limburg und dem deutſchen Bund höchſt wünſchenswerth ſei, allein nur 
auf einem Wege erſtrebt werden dürfe, welcher unſere fteundſchaftlichen Be 
ziehungen zu Deutſchland nicht gefährden könne. Dieſer Zweck ſei vollſtändig 
erreicht worden. „Bei dieſer Gelegenheit“ — ſagte der Miniſter — „muß ich 


Verordnung vom dankend das ungemeine Wohlwollen und die Freundſchaft anerkennen, welche 


Nach den von Preußen 
vorgeſchlagenen Gründzügen einer Bundesreviſion ſollte das Herzogthum Lim: 
burg dem neu zu errichtenden Bunde nicht ferner angehören. Wir dürfen 
dabei nicht vergeſſen, daß dieſe eee vom Bund uns von 
Preußen angeboten wurde, ohne irgendeine 


edingung, welche die Sache für 
nt 2 er annehmbar hätte machen konnen. Cbenſe wünſche ich das wohl⸗ 
wollende 


erhältniß nicht unerwähnt zu laſſen, welches bezüglich dieſer Ans 
gelegenheit zwiſchen uns und Oeſterreich und den mit ihm verbundenen Staaten 
beſtanden hat. Der Kammer wird das Votum bekannt ſein, welches für Lim⸗ 
burg abgegeben wurde, als es ſich am Bundestage um das Ausbrechen des 
Krieges handelte. Wir erklärten damals, daß wir neutral zu bleiben wünſch⸗ 
ten, und obgleich dieſe Erklärung mit den beſtehenden Bundesgeſetzen nicht 
im Einklang war, und daher in den Augen derjenigen Staaten, welche den 
Bund als noch zu Recht beſtehend betrachteten, keineswegs als correct erſchei⸗ 
nen konnte, wurde ſie doch vollkommen genehmigt. Und dies geſchah in 
einem Augenblicke, wo die Mürfel des Krieges noch nicht gefallen. 

Was alſo die freundſchaftlichen Beziehungen zu Deutſchland betrifft, kann 
ich die beruhigendſten Verſicherungen geben. In Daun auf den factiſchen 
Zustand Limburgs habe ich nur wenig zu erörtern. Limburg hat dieſe Kriſis 
überſtanden ohne beläſtigt zu werden; es hat dies in einer durch die Provin⸗ 
zialvertretung an den König gerichteten Adreſſe dankbarſt anerkannt, und ver⸗ 
langt nichts weiter, als daß der jetzige Zuſtand dauernd ſicher geſtellt werde. 
Auch die Regierung theilt dieſen Wunſch. Es muß unſer Streben ſein, daß 
dasjenige, was gegenwärtig factiſch beſteht, eine traktatmäßige Sanction erhalte, 
und, ſo viel mir bekannt iſt, haben wir in dieſer Hinſicht nicht die geringſte 
Oppoſition von irgend einer Seite zu gewärtigen.“ Auf die Bemerkung des 
Interpellanten, daß man durch die Antwort des Miniſters keinen Al 
erhalten habe über den Punkt: ob das factiſch gelöſte Verhältniß Limburgs 
zu Deutſchland auch jure gelöſt worden ſei — entgegnete der Miniſter: ſogar 
Preußen, von welchem die Auflöfung des Bundes probocirt worden, habe 
geglaubt, dieſe Auflöſung den ee ug chic daß auch en 

üͤſſen; es erſcheine daher a „ dal ; 
ei 1 Frage abwarte; ſo viel könne er jedoch 


die internationale Entſcheidun { 40 1 
verſichern, daß er die Möglichteit einer Wiederbereinigun Limburgs mit 
Deutſchland nicht einſehe, und ſeinerſeits auch nie darein willigen werde. 
Meteorstogiihe Becbachtunge en 
—— AT er er Sum- 1 
F zu! c unde Wetter. 
tur der Luft nach Reaumur. rometer. ratur. | Stärke. | 
Bresiau, 28. Aug. Ic U Ab. 329,90 | +16,2 | ED. 1, Heiter. 
29. Aug. 60 U. Mrg.] 328.82 15,2 S8. 2. | Wollig. 


Breslau, 29 Aug. Wafferſtand.] OB. 13 F. 1 J. U.-U.— F. 5 g. 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Berlin, 29. Augun. In der geſtrigen Commiſſionsſitzung des 
Abgeordnetenhauſes für die Incorporation Hannovers ꝛc. wurde der 
von den Antragſtellern am Sonntag vereinbarte, vom Referenten 
Kannegießer als Antrag eingebrachte Geſetzentwurf mit Weglaſſung 
des § 3 einſtimmig angenommen. (Wolff's T. B.) 

(Breslauer Börſe vom 29. Auguſt.] [(Schluß⸗Courſe.] 1 Uhr 
Nachmittags. uſſiſch Papiergeld 71 — bez. Deſterr. Banfnoten 77% 
77 bez. Schleſ. Rentenbrieſe 93 Br. Schleſ. Pfandbriefe 88% Br. Oeſterr. 
Nationanleihe 52% 

Litt. A. u. C. 167 
Tarnowitzer 76 Br. Oeſterr. Creditbank⸗Actien — —, 5 
112 Gd. 1860er Looſe 60%4—Y bez. Amerikaner 75 —76 , bez. u. 
Warſchau⸗Wiener 58½ — 7 bez. Minerva 54 bez. 

Breslau, 29. Auguſt. Preiſe der Cerealien, 


* — „ Wilhel 8 In 
1 — 4 bez. u. Gd ilhelmsbahn 2 4 * 5 
r. 


Feſtſetzungen der polizeilichen Commiſſion pr. Scheffel in Silbergreſchen, 
u. mittel ordin. fein mittel ordin. 
Weizer, weißer 85 75 6870 Roggen, neuer. 59-53 51 48-50 
do. gelber, alter 7780 74 6872 Gerste 43-45 41 3840 
do. do. neuer 73-75 71 68-70] Hafer 26—27 25 24 
Roggen, alter. 55 54 53 Erbſen 60—62 56 50-58 


gen der von der Handelskammer ernannten Commiſſton zur Feſtſtellung 


der Marktpreiſe von Raps und Rübſen. 
2 190 176 g 


20 


No 


PP ˙ I en Tor 
c rr = a 
2 5 . 2 = 3 EHEN urn 


London 132, 00. Hamburg 97, 75. Paris 52, 15. Böhm. 


Nobbr. 115 Br., ne — 


bez. Freiburger 135% Br. Neiſſe⸗Brieger —. Oberſchleſ. — 


Er, 


Zelegtaphifibe Courſe und Börfen-Nahrichten. 
Wien, 28. er e eee Sproc. Metall. 61, 50. 1854er 
Looſe 73,00. Bankaktien 725, —. Nordbe zn 164, 50. Nationat- Anleihe 68, 00. 
Crebit⸗Aktien 154, 60. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien⸗Cert. 187, 30 — — — 50. 
Weftbahn 152, —. 
Credit⸗Loeſe 118, 25. 1850er Looſe 78, 40. Lombard. Eiſenbahn 209, 50. 
e 70, 50. Silber⸗Anleihe 78, —. Bewegt, in Folge des Fi- 
nanzgeſetzes. 

ankfurt a. M., 28. Auguſt, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Schluß⸗ 
Courſe: Wiener Wechſel 89% Finnl. Anleihe — Neue 14% Finnl. 
Pfandbriefe —, 6% Verein. St.⸗Anl. pro 1882 75. Oeſterr. Bankantheile 
660. Oeſterreich. Credit⸗Actien 140. Darmſt. ⸗Actien —. Oeſterr.⸗ 
Franz.⸗Staats⸗Ciſenbahn⸗Actien —. Oeſterr. Eliſabetbahn —. 89 
Weſtbahn —. Rhein⸗Nahebahn —. Ludwigshafen⸗Bexbach 148% B. se e 
Ludwigsbahn —. Darmſt. Zettelbank —. - 1854er Looſe 55 Br. 1 
Looſe 62. 1864er Looſe 64%. 5% Metalligues 45%. 47 % Metalliques 
40% Br. Bei ziemlich ur Haltung ſehr lebhaftes Geſchäft. 

Paris, 28. Auguft, Nachmittags 3 Uhr. Boörſe anfangs feſt, ſchloß matt. 
Die 3% Rente begann zu 69, 75 und wich ſchließlich auf Notiz. ols 
von Mittags 1 Uhr waren 89% gemeldet. Schluß ⸗Courſe: 3proc. Rente 
89,62%. Italien. 5proc. Rente 55, 65. Zproc. Spanier —. Iproc. Spanier 
Oeſterr. Staats⸗Eiſenbabn⸗Aktien 362, 50. Credit⸗Mobilier⸗Aktien 670, 00, 
art Eiſenbahn⸗Altien 406, 25. Oeſterreich. Anleihe von 1865 pr. opt. 


New-Nork, 27 Aug., Abends. Wechſelcours auf London 15724, Gold⸗ 
an en e Ae ee 2 Uhr 30 Sin, e Kl 
5 r in. e ſeſt, 

1 Nees 


=> 
— 


Hamburg, 28. August, Nachm. 


lebhaft. Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 52. Oeſterr. Credit⸗Acti 
58%. Oeſterreich. 1860er Looſe 60. Mexicaner —. Vereinsbank 108. 
Nordd. Bank 117. Rheiniſche 117%. Nordbahn 68%. Finnländ Anleihe —. 


1864er Aufl. Prämien⸗Anleihe 78%. 1866er Ruſſ. Prämien⸗Anleihe 76. 
pCt. Verein.⸗Staaten⸗Anleihe pr. 1882 68%. Disconto 3% pet. Wien 
100 not, 101 bez. Petersburg 25% not., 25% bez. 

Hamburg, 28. Auguſt. [Getreidemarkt.]! Weizen behauptet, pr. 
Sepibr.⸗Octbr. 5400 Pfd. netto 125 Bancothaler Br., 124 Gld., pr. Oetbr.⸗ 

Roggen flau, pr. Auguſt⸗Septbr. 5000 Pfd. 
Brutto 71 Br., 70 Gld., pr. Sepibr. Oktbr. 69 Br. und Gld. Oel pr. 
Aug. 26, pr. Oelbr. 26%, pr. Mai 26%. Kaffee ruhig. Zink 1000 Ctr. 
pr. Sept.⸗Oct. zu 13%, 1000 Ctr. pr. Oct.⸗Novbr. zu 15% gemacht, feſt. — 
Schönes Wetter. 

Liverpool, 28. Auguſt, Mittags. Baumwolle: 8—10,000 Ballen Ums 
ſatz. Feſt. Middling amerikaniſche 13%. middling Orleans 14% , fair Dhol⸗ 
lerah 10, good middling fair Dhollerah 9—8 7, middling Dhollerah 8%, 
New Bengal 7%, New Dhollerah 10%, Pernam 17. 
r el 

Berliner Börse vom 28. August 1866. 


Fonds- und Celd-Course. Elsenbahn-stamm-Aetlen. 


Freiw, Staats-Aul. 


F n 
Staats- Anl, 7 süß in» ba. Dividende pro 1864 1865 Et. 
1859, H *. 
20 187% |90 ba. Aachen-Mastrich| — | — 
dito 854 4% 0 br. Amsterd.-Rottd,.| 6½0 — 
dito 1888 4½ 08 ba. Berg.-Märkische| 7 9 
dito 18564014 % bz. Berlin-Anhalt. . % | 18 
dito 1807 4½%88 bz. Berlin- Görlitz.. > 
dito 18504595 br. to St.- Prior.“ — =. 
dito n 4 % 08 bz Berlin -Hamburg|!O 10 
Stants-Schuldecheine3½ 88 ba. Berl.-Potsd.-Mgd|16 ! 
Präm.-Anl. von 18651315 12412 ba. Berlin-Stettin...; 756 | — 
L:arliner Stadt-Ohlig, am * [Böhm Wenb. „ = 
Kar- u. Neumärk. 3½ 81 J. b. restan-Froi 
7 (Pommersche. 55 52% 8. Colin Minden 165 1 — 
„ Posensche 4 Cosel-Oderberg % | 24 
2 n 3103 6 dito $t.-Prior.| — | — 
2 dito uezue....A |#0% be. dito dito — — 
& Schlesische. ½ 7% br. Galiz. Ludwigsb.| 9 — 
„Kur- u. Neumäft. 4 J K ba. Tudwigsh. Bexb. Us | 10 
2 | Pommersche 4 % ba. Magd,-Halberst,x 18 
2 \Posensche...... 4 — 4 8 180. — 
ee de 4% 8. ea 3 
Eli ches 4 |91% ba. Neisse-Brieger .. ' 7 
Schlesische. 4 % B 4 Märk.. 4 
Louisd’or110%, B jOcst.Bk. 7114 ba, ||Niedrschi, Zwgb,| Mila | 3% 
* . Nord,.Fr,-Wilh, „| 3 — 
Colakr 9. 8½ 9, r - ſoberschies 4. 1ů⁸ 2 119 
Ausländische Fonds. 2 ie 41 
5 e 1316 5 82 3 — 5 — 
dito jat..Anl. . bi 5 Osst. südl. St.-R. 2 
dito Lot-Av.i0l5 ‚61%, 4 ½ bz. |Oppeln-Tarmow,| 3 5 
dito dito Hl 37 7. u 6, Rheinische — 
dito Aer Pr.-A. 4 56 ½ br. dito Stamm-Pr. — 
dito Eisenb.-L 6215 da Khein-Nakebahn — — 
BL: neue 3 8240 5 54% br Stargard- Posen.“ 3½ 7 
kuss, Engl. 1055 2. Ihüringer ..* ** 
dito Moll. Anl. 19845 90 8. Warschau-Wien! 714 — 
dito Poin-Sch. -Obl./4 63% b 
kan o II. Era 14 al be; 
Potn, Obl. & Fl. 7 ba u B. 
0 82 1 Re Br da Bank- und Industrie-Papiera. 
Kurhess. Thir. Obl.|— |561% etw. bz. G 
Baden. 36 Fl. Lousei— |3 1 ten Berl. Kassen-V..| The | ee t 45 85 


Amerikan. St.- Anl. . 0 IG Natz, bz. 08 


4 7 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotion. Barga. Zettelb. s | 
Berg.-Märkische . 44% 97 br. Geraer Bank 8 7 
dito 114 9% ba. Gothaer 7 7 
dito W. age ba. tannoveräche B. 62 45 
dito III. v. St. 8½g. 11% b. Hamb 5 92 4 
Coln Minden 100 B. b e B| 70 9 
dito m 102 B „ Vereins-B,| 2% 8% 
dito 0 6. Königsberger B. 69, Oh 
dito I — — Luxemburger B. 4 
dito % 0 ½ b. Magdeburger B.] 5¼ | 51 
dito IV. 4 88 bz Posener Bank ..| 7 6 
dito V. „ ss z. u B Prenss. Bank.-A 10% 101% 
Cos. Oderb. (wilh.) A 881 B ‘Thüringer Bank| 4 4 
dito III. un 4 — Br Weimar - 2; 61% 
Lal. Lud wig ed.. 5 15 B. a 
Nioderschl.-Mark. 4 00 ba. Berl. Hand.-Ges.| # 8 
Ito card |- — — Coburg Credb.A.| # 820 
45 M- Darmstädter, „ 6 ** 
to IV. — — Dessauer ar) — 
Nadschl. Zwolgb. L. C. 5 5 0 B. Disc. Com.-Anl.. el 
Öberschles, A... .... “ Genfer Gredb.-A.| — |, 
dito B. 5 5 2 — n 
do . 4 580 ae 5) 4 I= 
dito 8 Ig« oldauerLds.-B.| __ 2 
äte E. % 7% @ a Pack c.. 5 | — 
dito F... an 94 b. „Bank-Ver..| 6% | 7% 
Oyst.-Franz, ......4 j244 ba. 1 
Obst. südl. St.-B... MR u. B. 3 3 — 1 
|Rliein v. St. gar.. x r. v. Eisenbdt. 81 
Rhein-Nahe-D, gar. 4% 00 B. 60 a 
7 Wechsel -Course. 
Amsterdam 250 Fi... 0 K. 143½ bz. Augsburg 100 Fl. 
dito dito 2 Tier bz. Lei ig 106 Thlr. 
Hamburg 300 Mk.. . 4 L. 151 ½ bu. alto dito N 
dito dito 2 A. (81 ba. Frankfurt a. M. 100 Fl. J 
London I Lat... 3.6 21% bz. Petersburg 100 8.-R.. . 
P. 300 Fres . 2 Mo ba. dito dito k 
Wien 180 Fi. 8 1.12 bz, Warschau 90 8.-R. 
dito 2 M. 76%, ba. Bremen 10 Thlr. Gold 


Ou 4 a ' 


Weizen loco 52—74 Thlr. nach 
Thlr. Br., . 


oln. 63% 67 Sept. 
Ditbr. 630% 195 — 10 
Roggen loco 80— 467 

. im Kane 80--Slofe, 45 Thlr. bez, pro Aug. 46— 46 Thlr. 
bez., Aug.⸗Sept. Ben u—h 
bez., Br. und Gld., tt Rob. 441 —45 /, 45 Thlr. bez. 7 + 


4 
38—44 „ pro 1750 Pfd. 
Ir., ſchlef. 25—½ Thlr., poln. BY al ; 


nt 2 


50 —64 Thlr. — inter raps 
bez. — Winterrüdfen 7886 Thlr., uckermärker 5 Thlr. bez. — 
Net N 2% 2 le bez., W 3 bez., 8 12 

7 ep . t. — r. * r. . 
ah Nov.⸗Dez. 12% Ser bez. und Sr. — Lein loco 14% Thlr. — 


& Breslau, 29. Auguft, Wind: Süd⸗Oſt. Wetter: windig, 0 
met t Früh 13 Grad Wärme. Am heutigen Markte 2 a 
ruhige Stimmung vorherrſchend, Preiſe waren wenig verändert. 


N Redacteur: Dr. Stein. 
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Dau von Grab, Barth und Comp. dib. Frieric) in Prell. 


